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Das Grundkonzept für das sozialistische Strafrecht geht bei 
der Prüfung und Feststellung individueller strafrechtlicher 
Verantwortlichkeit und Schuld von der Verantwortung der 
Menschen aus und ermöglicht damit ein gerechtes, richtiges 
und dem sozialistischen Humanismus verpflichtetes recht­
liches Werten und Bewerten ihres Handelns. Inhaltlich sind 
anhand der gesetzlichen Forderungen des § 5 StGB und der 
die Fahrlässigkeit betreffenden §§7 und 8 StGB diejenigen 
Faktoren zu ermitteln, die einem menschlichen Handeln die 
soziale Eigenschaft der Verantwortungslosigkeit verleihen.

Diese inhaltliche Prüfung ist keineswegs mit der bloßen 
Interpretation des Gesetzestextes zu bewältigen. Auch darf 
diese Prüfung nicht auf das Problem der Pflichten und der 
Pflichtverletzung reduziert werden, ohne z.B. den Zusam­
menhang zu notwendigen gesellschaftlichen Veränderungen 
und Entwicklungen und dabei auch zu spontanen Reaktio­
nen zu beachten. Auch das mechanische In-Bezug-Setzen der 
Voraussicht möglicher negativer Konsequenzen sagt dann 
kaum etwas oder u. U. etwas Falsches im Hinblick auf das 
soziale Wesen des Verhaltens aus, wenn z. B. Probleme der 
wissenschaftlich-technischen Revolution und ihrer Bewälti­
gung Grundlage des Handelns sind. Die Frage nach der Ver­
meidbarkeit schädlicher Konsequenzen wird von einem fal­
schen Ausgangspunkt her beantwortet, wenn Negatives ge­
nerell als unvermeidbar angesehen wird. Schließlich besteht 
gerade in bezug auf unbewußte Pflichtverletzungen gemäß 
§ 8 Abs. 2 StGB das eigentliche Problem darin, das Unbe­
wußte nicht allein auf den Handlungszeitpunkt zu beziehen, 
sondern die Pflichtenkenntnis, den Erwerb und die Ver­
pflichtung zum Erwerb bestimmter Kenntnisse — einschließ­
lich der Qualifizierung zur sachgerechten Ausführung — in 
diesen Fragekatalog aufzunehmen. Das wirft Probleme auf, 
deren Lösung die rechtswissenschaftliche Verarbeitung philo­
sophischer Positionen verlangt.

Einfluß philosophischer Erkenntnisse 
auf rechtswissenschaftliches Denken

Rechtswissenschaftliche Erörterungen betreffen stets auch 
philosophische Positionen. Dabei macht das Problem der 
Fahrlässigkeit besonders auf die notwendige Überwindung 
des mechanischen Determinismus1 aufmerksam. Würden ent­
sprechend dieser Theorie Ablauf des Geschehens, Kausalität, 
Gesetz, Vorausbestimmtheit gleichgesetzt werden, dann 
könnte es überhaupt keine Fahrlässigkeit geben. Der Mensch 
wäre zum Spielball objektiver Mächte degradiert und wäre 
nicht zur Verantwortung zu ziehen. Deshalb ist es wichtig, 
den Übergang vom mechanischen zum dialektischen Deter­
minismus in seiner Bedeutung für die Auffassung von Ver­
antwortung, Verantwortbarkeit und Verantwortlichkeit und 
damit von Fahrlässigkeit im Strafrecht zu betrachten.

Der dialektische Determinismus1 2 betont die Entschei­
dungsfreiheit der Menschen, deren Rahmen durch die objek­
tiven Gesetzessysteme begrenzt ist. Innerhalb dieses Rahmens 
existieren stets mehrere wesentliche Verhaltensvarianten. 
Um die Problematik zu verdeutlichen, sollen zunächst aus 
philosophischer Sicht wissenschaftliche Positionen und Pro­
blemlagen erörtert werden. Bekanntlich wird zum sozial­
negativen Wesen der Fahrlässigkeit festgestellt: „Es geht 
um die subjektiv verantwortungslose Verletzung von recht­
lichen Pflichten, die aufgestellt wurden, um einen störungs­
freien Ablauf grundlegender Lebensprozesse der sozialisti­
schen Gesellschaft zu sichern.“3

Zur Forderung nach „störungsfreiem“ Ablauf
von grundlegenden Lebensprozessen

Für den Philosophen stellt sich hierbei die Frage, was unter 
„ s t ö r u n g s f r e i “  zu verstehen ist. Die dialektische Wi­
dersprüchlichkeit von Altem und Neuem fordert die Über­
windung gesellschaftlicher Trägheit, um das Neue durchzu­
setzen. Jede Initiative (Neuerervorschläge, Rationalisierungs­
vorhaben, neue Organisationsformen und neue Prinziplösun­
gen) durchbricht indes bisherige Routine. Dies wird von den 
Verfechtern des Verharrens auf dem Bekannten auch als Stö­
rung empfunden. Damit wäre die vom Sozialismus geforderte 
Initiative der Werktätigen der Störungsfreiheit direkt entge­
gengesetzt. Das ist fehlerhaft. Gemeint ist, daß eine neue, 
effektivere und brauchbarere Gestaltung grundlegender Le­
bensprozesse zu sichern ist. Anstelle der Forderung nach 
störungsfreiem Ablauf muß die Sicherung der effektiven und 
humanen Gestaltung grundlegender Lebensprozesse gesetzt 
werden. Das verlangt Erhaltung des Bewährten und Neuerun­
gen zugleich.

Auch das sozialistische Recht hat Initiativen zu fördern, 
die dem Freiheitsgewinn der Persönlichkeit durch gesell­
schaftlichen Fortschritt im Frieden dienen, die also auf Pro­
duktionserfolge, bessere Arbeitsorganisation, wirksamere 
Leitungstätigkeit, Förderung des Schöpfertums und sinnvolle 
Freizeitgestaltung gerichtet sind. Initiativen zur Steigerung 
und Erhaltung der Effektivität und Humanität schließen aber 
Störungen des bisherigen Ablaufs ein. In diesem Sinne trägt 
Initiative zur humaneren theoretischen und praktischen Be­
herrschung der natürlichen und gesellschaftlichen Umwelt 
sowie des eigenen Verhaltens auf neue Art und Weise bei. 
Sie ist ein Freiheitsgewinn der Persönlichkeit. Gefordert sind 
damit Leistungsstreben, Initiativen und Schöpfertum. Sofern 
das Recht lediglich als Sicherung des Bestehenden und nicht 
zugleich als Förderer des Neuen begriffen wird, könnten u. a. 
auch Ängste vor Rechtsverletzungen zum Hemmnis werden.

Bei Initiativen muß daher die Art der Störung betrachtet 
werden, bevor moralische und insbesondere rechtliche Wer­
tungen einsetzen. Negative Störungen, die die Effektivität 
der Arbeit durch Disziplinverstöße vermindern und die Hu­
manität durch Mißachtung demokratischer Pflichten und 
Rechte einschränken, sind Pflichtverletzungen und als solche 
originäre Voraussetzungen individueller Verantwortlichkeit.

Zur Rolle des Zufalls
Rechtswissenschaftliche Feststellungen, daß ein Mensch nicht 
„wegen reiner Zufälligkeit haftbar zu machen“ ist4, zwingen 
dazu, die Rolle des Zufalls genauer zu bestimmen.5 Ereignisse, 
die unter bestimmten wesentlichen Bedingungen mit Ge­
wißheit eintreten, sind notwendig. Zwischen notwendigen 
und unmöglichen Ereignissen gibt es die zufälligen Ereig­
nisse, die objektiv möglich sind, mit einer gewissen Wahr­
scheinlichkeit, eintreten, aber nicht eintreten müssen. Mit 
diesen zufälligen Ereignissen haben wir es meistens zu tun, 
weil die direkte Notwendigkeit nur selten auftritt. Deshalb 
ist es so wichtig, zur Bewertung u. U. strafrechtlich relevan­
ter Ereignisse den entsprechenden Bedingungskomplex zu 
analysieren, denn der Mensch kann fördernde Bedingungen 
beseitigen, um zufällige Ereignisse zu organisieren. Das be­
trifft z. B. Hochleistungsschichten einer Brigade, risikovolles 
Probieren neuer Verfahren, experimentelle Einführung neuer 
Strukturen. Erst der Erfolg des organisierten Zufalls führt 
zur Verallgemeinerung im Erfahrungsaustausch. Wird jedoch 
das Gefahrenpotential dadurch erhöht, daß Rechtsnormen 
(z.B. zum Arbeitsschutz) bezüglich konkreter Verantwort-

1 Der mechanische Determinismus 1st eine philosophische Theorie 
objektiver Zusammenhänge, die das Geschehen als schicksalhafte 
Notwendigkeit ohne Zufälle, ohne Verhaltensvarlanten und ohne 
die Möglichkeit des Menschen, sich frei zu entscheiden und ent­
sprechend zu handeln, betrachtet.

2 Der dialektische Determinismus hebt die theoretischen Mängel des 
mechanischen Determinismus dadurch auf, daß er die Kausalität 
als Vermittlung des Zusammenhangs zwischen Ereignissen und 
Momenten eines Ereignisses faßt, wobei wesentliche Veränderun­
gen eines Objekts oder Prozesses (Endwirkung) durch Innere und 
äußere Einwirkungen (Anfangsursachen) hervorgerufen werden. 
Der mit den Ereignissen verbundene Bedingungskomplex läßt 
Möglichkeiten entstehen, die mit verschiedenen Wahrscheinlich­
keiten verwirklicht werden. Nur die Ursache, die zu einer Mög­
lichkeit führt, die mit der Wahrscheinlichkeit 1 (Notwendigkeit) 
verwirklicht wird, 1st wesentliche Anfangsursache der Endwir­
kung.

3 Strafrecht, Lehrbuch, Allgemeiner Teil, Berlin 1978, S. 286.
1980.

4 Ebenda, S. 288.
5 Vgl. H. Hörz, Zufall - Eine philosophische Untersuchung, Berlin


